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Am 16. September dieses Jah
res lief die Amtszeit der Ne
palischen Menschenrechts

kommission aus. Doch die Regierung 
hat es nicht geschafft, rechtzeitig neue 
Kommissionsmitglieder zu benen
nen. Offensichtlich war ihr die Ar
beit der Menschenrechtskommissi
on in der Vergangenheit unlieb, hatte 
die Kommission doch über 1000 Fäl
le von „Verschwinden lassen“ wäh
rend der Bürgerkriegsjahre identifi
ziert. Doch die Regierung hat keinen 
einzigen dieser Fälle zufriedenstel
lend gelöst. Dies ist nur eines von 
vielen Anzeichen dafür, dass es die 
Regierung mit den Menschenrech
ten nicht so ernst nimmt. Ramesh
war Nepal, Direktor von Amnesty In
ternational in Kathmandu, bringt es 
auf den Punkt: „Nepal hat viele gute 
Gesetze und braucht sich diesbezüg
lich international nicht zu verstecken. 
Doch was fehlt, ist die tägliche Imple
mentierung durch Polizei und Justiz.“ 

Die nepalische Regierung scheint we
der willens noch fähig, Achtung und 
Schutz der Menschenrechte wirksam 
durchzusetzen. 

Korrupte Justiz

Nach nepalischem Recht sind Män
ner und Frauen gleichgestellt und 
Chancengleichheit soll garantiert 
werden. Doch die Realität sieht häu
figer ganz anders aus. Die Analpha
betenrate ist bei Frauen deutlich hö

her als bei Männern, sie arbeiten im 
informellen Sektor und haben – wenn 
überhaupt – meist schlechter bezahl
te Jobs. Nepal hat die Konvention zur 
Abschaffung der Diskriminierung 
der Frauen CEDAW1 unterzeichnet 
und ratifiziert. Doch die Jahrhunderte 
alte strukturelle Unterdrückung lässt 
sich nicht so einfach per Gesetz ab
schaffen. Aufgrund tradierter hindu
istischer Vorstellungen ist die Frau für 
ein langes Leben ihres Ehemannes 
verantwortlich. Stirbt er früh, wird sie 
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Gendertraining in Nepal: 18 Frauen und 
sieben Männer aus Organisationen der 
Zivilgesellschaft berichteten sich gegen-
seitig von ihrem Arbeitsalltag. Am Ende 
waren sich die Teilnehmenden einig: Die 
Hauptlast der Arbeit ruht auf den Schul-
tern der Frauen.
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dafür verantwortlich gemacht, und 
ihr droht der soziale Ausschluss aus 
der Familie oder sogar der Vorwurf 
der Hexerei. Häusliche Gewalt ist in 
Nepal, wie in vielen Post-Konflikt-
Staaten, sehr verbreitet. Vergewalti
gungen, gerade von Frauen der soge
nannten niedrigeren Kasten, sind an 
der Tagesordnung. Statistiken besa
gen, dass nur zehn Prozent der Ver
gewaltigungen überhaupt zur Anzei
ge kommen. Denn Polizei und Justiz 
sind schwerfällig und korrupt. Laut 
der unabhängigen Nichtregierungs
organisation Transparency International, 
die sich weltweit gegen Korruption 
und Amtsmissbrauch engagiert, ran
giert Nepal auf dem globalen Kor
ruptionsindex ganz unten. Korrup
tion bei Parteien, Behörden, Polizei 
und Justiz sind an der Tagesordnung. 
In einem Gerichtsverfahren wird sich 
die Partei durchsetzen, die über mehr 
Geld verfügt. 

Zwar ist Nepals Regierung zumin
dest rhetorisch bemüht, Verbesse
rungen anzukündigen, doch ist die 
Regierung zu schwach, diese auch 

landesweit umzusetzen. Dies gilt bei
spielsweise auch für das Recht auf Bil
dung für Schulkinder. Die Missstän
de an Nepals Schulen sind eklatant. 
Schlecht ausgebildetes Lehrpersonal 
greift immer noch auf die Prügelstra
fe in Schulen zurück. Allein in diesem 
Jahr verlor ein Kind ein Auge und ein 
anderes ein Ohr, nachdem die Leh
rerin gewalttätig wurde. Im Febru
ar dieses Jahres haben in Lumle 60 
Kinder gleichzeitig die Schule ver
lassen, um gegen die anhaltende Prü
gel des Lehrpersonals zu protestieren. 
In einem anderen Fall konnte nach
gewiesen werden, dass das Lehrper
sonal die Schulbücher zu überhöhten 
Preisen an die Kinder verkauft, um 
sich daran zu bereichern. Zu Beginn 
des Schuljahres „verschwanden“ über 
eine Million Schulbücher, die vom 
Bildungsministerium zur freien Ver
teilung an Schulen gedacht waren. 

Moderne Sklaverei

Ein ähnlich eklatantes Schutzdefi
zit des nepalischen Staates betrifft 
das so genannte KamlariSystem, bei 

dem vor allem in der westlichen Re
gion des Terai Mädchen armer Fami
lien für ein Jahr in eine reiche Familie 
gegeben werden, wo sie theoretisch 
Nahrung, Unterkunft und Schulbil
dung erhalten und im Gegenzug im 
Haushalt helfen sollen. In der Praxis 
mündet dieses Arbeitsverhältnis oft 
in moderner Sklaverei. Denn in der 
Regel wird der Schulbesuch den Kam-
laris verwehrt, sie arbeiten bis zu 18 
Stunden am Tag und sind häuslicher 
Gewalt ausgesetzt. In vielen Fällen 
„verschwanden“ Kamlaris und wurden 
von ihren Eltern nie wieder gesehen. 
Zwar ist das KamlariSystem gemäß 
dem nepalischen Arbeitsrecht und 
dem Gesetz gegen Kinderarbeit ver
boten, doch wurde dieses Gesetz nie 
auf die Kamlaris angewendet. Nach 
einem zehntägigen Streik von Kamla-
ris im Mai dieses Jahres erklärte die 
Regierung am 19. Juni die Abschaf
fung des KamlariSystems. Doch ob 
diese vollmundige Ankündigung tat
sächlich umgesetzt wird, bleibt abzu
warten. 

Kinder waren in diesem Jahr auch 
die Leidtragenden des zehntägigen 
Streiks, mit dem die Maoisten der 
CPN2 die Durchführung der Wahl 
zur Verfassunggebenden Versamm
lung verhindern wollten. Schulen 
blieben geschlossen und Kinder, die 
trotzdem mit Minibussen zur Schu
le fahren wollten, wurden Opfer von 
tätlichen Angriffen auf diese Busse. 
UNICEF sah sich gezwungen, die 
streikenden Parteien aufzufordern, 
Kinder während des Wahlkampfs 
nicht zu Angriffszielen zu machen. 

Die 15jährige Suman Chaudhary aus der 
Bevölkerungsgruppe der Tharu ist eine 
hart arbeitende Frau - eine Kamlari.
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Ein weiteres Problem betrifft die so 
genannten Kinderhochzeiten. Schät
zungen zufolge werden in Nepal etwa 
40 Prozent Mädchen noch vor Errei
chung der Volljährigkeit verheiratet, 
zehn Prozent von ihnen sind dann 
noch nicht einmal 14 Jahre alt. Vor
zeitige Heirat führt in der Regel zum 
Abbruch der Schule und zu frühen 
Schwangerschaften, beides Indika
toren, die auf spätere Armut hinwei
sen. Auch diese Praxis widerspricht 
nepalischem Recht, doch gerade in 
ländlichen Gebieten ist der Arm des 
Gesetzes sehr kurz.

Straflosigkeit für  
Kriegsverbrechen dauert an

Nepal leidet immer noch unter den 
Folgen des Bürgerkrieges, der 2006 
beendet wurde und in dessen Ver
lauf 17.000 Menschen umkamen. Bis 
heute herrscht eine defactoAmne
stie für die Kriegsverbrechen, die von 
den Maoisten einerseits sowie von 
der nepalischen Armee andererseits 
begangen wurden. Die Befürchtung 
liegt nahe, dass ungeahndete Kriegs
verbrechen, offene Wunden und fort
gesetzte Demütigungen der Opfer, 
die für ihre Leiden nicht entschädigt 
und rehabilitiert werden, auch nach 
Kriegsende die Lebenswirklichkeit 
auf beiden Seiten bestimmen wer
den. Dabei ist die Aufarbeitung von 
Menschenrechtsverletzungen mehr 
als nur eine Randnotiz der Geschich
te. Ohne Wahrheitsfindung und Ge
rechtigkeit wird es auch in Zukunft 
keine Versöhnung geben, und die Ge
fahr eines Wiederaufflammens des 
Konflikts wird latent bleiben. Wenn 
die Verantwortlichen keine Sankti
onen fürchten müssen, haben die Op
fer keine Chance auf Gerechtigkeit. 

Solange die Straflosigkeit andauert, 
ist es unmöglich, die Traumatisierung 
des Krieges zu überwinden. Die Tä
ter zur Verantwortung zu ziehen wäre 
der richtige Weg, um sicherzustellen, 
dass sich solche Menschenrechtsver
letzungen in Zukunft nicht wiederho
len.

Die Büchse der Pandora  
ist geöffnet

Dass sich an der Menschenrechtsla
ge in Nepal kurzfristig etwas ändern 
wird, glaubt niemand. Gerade das neu 
gewählt Parlament wird zu sehr mit 
der Regierungsbildung und der Aus
arbeitung einer neuen Verfassung be
schäftigt sein. Doch ist in den letzten 
Jahren eine unüberschaubare An
zahl von Kleinstparteien entstanden, 
die sich zum Teil von den etablier
ten Parteien abgespalten haben, sich 
aber zum großen Teil entlang regio
naler und ethnischer Grenzziehungen 
gegründet haben. Dies ist auch da
rauf zurückzuführen, dass sich religi
öse und ethnische Minderheiten von 
den etablierten Parteien nicht vertre
ten fühlen. Eine repräsentative Um
frage während des Wahlkampfs hat
te daher auch zum Ergebnis, dass 
für 80 Prozent der Wählerinnen und 
Wähler die ethnische Zugehörigkeit 
der Kandidatinnen und Kandidaten 
eine wichtige Rolle spielt. Zwar ist 

das Kastenwesen in Nepal per Ge
setz abgeschafft, doch erkennt man 
am Familien namen einer Person au
tomatisch die dazugehörende Kaste. 
Da es im Parlament keine Prozent
hürde gibt, sind nun eine Reihe von 
ethnischen und regionalen Parteien 
vertreten. Für Gopal Krishna Siwa
koti, Direktor des unabhängigen Na
tionalen Wahlbeobachtungskomitees, 
liegt darin eine große Gefahr: „Wir 
haben die Büchse der Pandora aufge
macht, und das Beispiel Jugoslawiens 
zeigt uns, dass es sehr schwer ist, die
se Büchse wieder zu schließen.“
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Endnote
1 CEDAW = Committee on the Elimination of 

Discrimination against Women 
2 CPN = Communist Party of Nepal

Advocacy-NRO in Nepal schreiben es an 
die Hauswände: Stoppt die Kinderarbeit!
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